Pressefreiheit ist das tägliche Brot der Demokratie

Dankesrede zur Verleihung des Cicero Rednerpreises der Verlag für die Deutsche Wirtschaft AG am 21. April 2010

von Heribert Prantl

Ich möchte Ihnen in meiner Dankesrede zwei Geschichten erzählen. Die eine handelt von mir, die andere vom Journalismus. Die Geschichte über mich ist zwar eigentlich unnötig, weil von mir heute schon viel zu viel die Rede war. Aber ich werde sie Ihnen trotzdem erzählen, weil  sie Ihnen einen Eindruck davon gibt, was mich in meiner aktuellen journalistischen Arbeit umtreibt. 
Meine zweite Geschichte handelt vom Journalismus als solchem. Sie handelt also von der Zukunft einer Profession, von der Willy Brandt einmal gesagt hat, sie sei ein „Nebenprodukt der holzverarbeitenden Industrie“. Er meinte die Zeitung. Das war damals eine etwas boshafte Situationsbeschreibung. Heute ist das eine Krisenbeschreibung, weil viele (fälschlicherweise) die Zeitung aus Papier und damit (vermeintlich) auch den Journalismus für bedroht halten. 

Zuerst zu meiner persönlichen Geschichte: Zu den merkwürdigsten Abschnitten 
meines Lebens gehört der, den ich als Angestellter in Alfred Wunsiedels Fabrik 
zubrachte ... Ich hatte  mich der Arbeitsvermittlung anvertraut und wurde mit 
sieben anderen Leidensgenossen in Wunsiedels Fabrik geschickt, wo wir einer Eignungsprüfung unterzogen werden sollten. Ich wurde als erster in den 
Prüfungsraum geschickt, wo auf reizenden Tischen die Fragebögen bereitlagen. 
Erste Frage: „Halten Sie es für richtig, dass der Mensch nur zwei Arme, zwei 
Beine, Augen und Ohren hat?“ Hier erntete ich zum erstenmal die Früchte
meiner mir eigenen Nachdenklichkeit und ich schrieb ohne zu zögern hin: „Selbst 
vier Arme, Beine und Ohren würden meinem Tatendrang nicht genügen. Die 
Ausstattung des Menschen ist kümmerlich.“ Zweite Frage: „Wie viele Telefone 
können Sie gleichzeitig bedienen?” Auch hier war die Antwort so leicht wie die 
Lösung einer Gleichung ersten Grades: „Wenn es nur sieben Telefone sind”, 
schrieb ich, “werde ich ungeduldig, erst bei neun fühle ich mich völlig ausgelastet.
“ Dritte Frage: „Was machen Sie nach Feierabend?” Meine Antwort: „Ich kenne 
das Wort Feierabend nicht mehr – in meinem fünfzehnten Lebensjahr strich ich 
es aus meinem Vokabular, denn am Anfang war die Tat!”  Ich bekam die Stelle.

Es handelt sich, meine Damen und Herren, ich muss das jetzt gestehen, nicht 
eigentlich um eine Episode aus meinem Lebenslauf, sondern um eine Geschichte, 
die Heinrich Böll schon vor Jahrzehnten geschrieben hat. Aber ich erzähle sie gerne. Es könnte sich um die Beschreibung einer Prüfung bei einer Sozial- und Arbeitsagentur im Jahr 2012 handeln, vielleicht auch um den Einstellungstest für Verwaltungskräfte bei einer Krankenhausholding im Jahr 2015.  Verlangt wird der grenzenlos flexible, 
unbeschränkt belastbare Arbeitnehmer, unglaublich gesund, unglaublich 
robust und leistungsfähig. Meine Frage lautet: Wollen wir eine solche Gesell-

schaft, eine Gesellschaft, in der es überall zugeht  wie in Wunsiedels Fabrik – 
in der unbegrenzte Leistungsfähigkeit zählt und nichts sonst, in der der Wert 
des Menschen vor allem  am Lineal der Ökonomie  gemessen wird? 

Die Frage ist nicht an den Haaren herbeigezogen. Der bloße homo faber ist 
Vergangenheit. Er war der Mensch der Moderne. In der Postmoderne reicht es 
nicht mehr wenn der homo faber, der arbeitende Mensch einfach arbeitet. Er 
muss ein homo faber mobilis sein. Er soll in höchstem Maß flexibel, mobil und  anpassungsfähig sein. Seit langem wird daher so getan, als sei ein Mensch, 
wenn er keine Arbeit hat und auch keine kriegt, schlichtweg nicht ausreichend flexibel, nicht ausreichend mobil, nicht ausreichend anpassungsfähig. An der 
Arbeitslosigkeit ist also angeblich nicht zuletzt derjenige selbst schuld, der 
keine Arbeit hat – wäre er genügend mobil, flexibel und anpassungsfähig, 
wäre er also nicht zu bequem, dann hätte er ja Arbeit. Viele Wirtschafts-

institute und Politiker verlangen daher den neuen Menschen, den homo 
faber novus mobilis.

Im Gegensatz zu den Schnecken trägt der Mensch seine Behausung nicht mit sich herum. Und er hat, auch deshalb, weil er, im Gegensatz zu den Schalenweichtieren kein Zwitter ist, andere soziale Bedürfnisse, die sich unter anderem darin äußern, dass er einen Lebenspartner sucht, eine Familie gründet, im Sport- oder Gesangsverein aktiv ist, dass seine Kinder zur Schule gehen und Freunde haben. Das setzt der ganz großen und unentwegten Mobilität gewisse Schranken. Der „Wunsiedel-Mensch“, man kann ihn auch den Agenda-2010-Menschen nennen, ist offenbar ein Mensch ohne Kinder, ohne Familie und ohne soziale Beziehungen. 

Die Demokratie braucht andere  Menschen; sie braucht Bürger  – das sind Menschen, die ihre Zukunft miteinander gestalten. Und bei dieser gemeinsamen Gestaltung der Zukunft hat der Sozialstaat eine zentrale Aufgabe: Er arbeitet gegen Ausgrenzung. Mit einer gemeinsamen Gestaltung der Zukunft verträgt es sich nicht, wenn immer mehr Menschen ausgegrenzt sind: Arbeitslose, sozial Schwache, Menschen mit Behinderungen, Ausländer, Flüchtlinge, Einwanderer, Haftentlassene. Eine Zweidrittel-Demokratie ist keine gute Demokratie – in Deutschland nicht und nicht in Europa. Eine Demokratie, die ein Armutsproblem hat, eine Demokratie, die ein Ausgrenzungsproblem hat, eine solche Demokratie hat ein Demokratieproblem. Auch dafür brauchen wir also den Sozialstaat: Er schafft es, dass die Menschen – trotz Unterschieden in Rang, Talenten und Geldbeutel – sich auf gleicher Augenhöhe begegnen können. Er sorgt dafür, dass der Mensch reale, nicht nur formale Chancen hat. Es genügt ihm nicht, dass der Staat Kindergärten, Schulen und Hochschulen bereitstellt mit formal gleichen Zugangschancen für Vermögende und Nichtvermögende; der Sozialstaat sorgt auch für die materiellen Voraussetzungen, die den Nichtvermögenden in die Lage versetzen, diese formale Chance tatsächlich zu nutzen. Der Sozialstaat muss also, mit  Maß und Ziel, Schicksalskorrektor sein. 
In Bonn, an diesem Ort, in diesem Bundestag ist das Projekt „moderner Sozialstaat“ begonnen und ausgebaut worden. Hier ist viel dafür getan worden, dass der Sozialstaat Heimat werden konnte für die Menschen, die darin leben. Das muss so bleiben. Der Sozialstaat muss Heimat bleiben. Dies zu sagen ist mir wichtig an diesem Tag und an diesem Ort. Der Sozialstaat ist – so wie dieser Ort am Rhein – ein Ort der Kraft. 

Das war nun  ein Blick auf Probleme, die mich derzeit in meiner journalistischen Arbeit umtreiben. 
Die zweite Geschichte, die ich ihnen eingangs angekündigt habe, führt mich zu den generellen Problemen meiner journalistischen Profession. Manche sehen – angesichts von Internet, Blogs, Facebook und Co. schon das Ende des klassischen Journalismus heraufziehen. „Journalismus zwischen Morgen und Grauen“ hieß daher vor einem Jahr eine große Tagung, zu welcher der Verein „Netzwerk Recherche“ eingeladen hatte. Dieser Veranstaltungstitel war  ausreichend drastisch. Aber nun erst einmal die versprochene Geschichte: 
Als vor 16 Jahren der neue Münchner Flughafen eingeweiht wurde, ging der damalige Ministerpräsident Max Streibl mit den Journalisten stolz und beseelt durch die großen Hallen. Alles war blitzblank, weitläufig, weltläufig und edel; am Boden glänzte der polierte Granit, an den Wänden prangte moderne Kunst,  aus den Lautsprechern klangen die Weltsprachen. Als die Besichtigung nach zwei Stunden zu Ende war, fragte ein Journalist den Ministerpräsidenten, ob er in all dieser Pracht und Herrlichkeit etwas vermisse. Der Ministerpräsident stutzte kurz und sagte dann: „Es ist alles wunderbar, nur: Wenn man hier ankommt, merkt man doch gar nicht, dass man in München ist. Es könnte sich genauso um den neuen Flughafen in Paris oder in Melbourne handeln. Woran soll man denn hier erkennen, dass man in München gelandet ist? “ Ein Kollege schlug ihm daraufhin vor, man könne doch die nächste Landebahn „in Brezenform“ errichten. Das Gelächter war groß. 

Sie schauen mich jetzt mit großen Augen an und fragen, was diese Geschichte denn mit unserer Feier zu tun hat? Warum erzählte ich Ihnen dieses Kuriosum? Wenn man dieser Geschichte nach hört, dann klingt hinter der Lustigkeit der Begebenheit und der vermeintlichen Provinzialität des Politikers etwas sehr Ernsthaftes, Wichtiges, Grundsätzliches. Diese Geschichte führt uns nämlich zu einer Frage, von der Sie sich vielleicht an einem Tag, an dem Sie einen Journalisten auszeichnen, eine Antwort erwarten. Die kleine Begebenheit führt uns nämlich zu einer Frage, die für den Journalismus viel wichtiger ist als für einen Flughafen: Was ist das Besondere, was ist das Erkennungszeichen, was ist das Unverwechselbare an einem guten Journalismus? Was zeichnet ihn aus? Wie soll, wie muss der Journalismus seine Freiheit nutzen, auf dass sie Pressefreiheit heißen kann und darf?

Einer der ganz frühen Sätze, die ich über den Journalismus gehört habe, war ziemlich böse: "Journalisten sind", so heißt dieser Satz, "Journalisten sind wie Schnittlauch. Sie schwimmen auf jeder Suppe". Es war dies der erste Satz über den Journalismus, den ich mir gemerkt habe. Damals, es war wohl 1975/76, war ich Jurastudent und Stipendiat des IfP, des Instituts für Publizistischen Nachwuchs, einer katholischen Einrichtung. Das erste Seminar im Rahmen dieser studienbegleitenden Journalisten-Ausbildung fand in Salzburg statt. Und einer der Referenten dort war der Medienwissenschaftler Heinz Pürer. Und der sagte in seinem Abendvortrag den genannten bösen Satz: "Journalisten sind wie Schnittlauch. Sie schwimmen auf jeder Suppe."

Der Satz hat mich so abgeschreckt, dass ich mich erst einmal auf meine Jura-Studium konzentriert habe, Staatsanwalt und Richter geworden und eigentlich nur durch Zufall wieder beim Journalismus gelandet bin. Vielleicht hatte ich ja den Medienwissenschaftler falsch verstanden. Vielleicht hatte er gar nicht den Ist-Zustand des Journalismus beschrieben, sondern nur die Gefahren, die er in sich birgt: Aus einem Journalisten kann leicht ein PR-Mensch werden, der so schreibt, wie es der Auftraggeber will und wie es neue Aufträge bringt. Ich will die PR-Leute nicht diskreditieren. Aber: PR und Journalismus, das sind zwei verschiedene Berufe.

Ich habe in meinem journalistischen Leben - es währt nun 22 Jahre, drei Monate und 21 Tage - durchaus ein paar Journalisten erlebt, die so waren, wie Heinz Pürer sie beschrieben hat. Aber es waren nicht sehr viele. Die meisten Kolleginnen und Kollegen, die ich erlebt habe, waren ganz anders, gar nicht schnittlauchartig. Ich habe wunderbare Kolleginnen und Kollegen erlebt, viele davon in Lokal- und Regionalredaktionen: neugierig, bissig, aufklärerisch, souverän und integer. Vielleicht lag das daran, dass zumindest die erste Hälfte meiner bisherigen journalistischen Berufslebens eine für die Medien auch wirtschaftliche glänzende, eine anzeigenstarke, paradiesische Zeit war.

Aber wir wissen ja: Es gibt kein Paradies ohne Schlangen. Und zur Zeit ist es so, dass es in diesem Medienparadies besonders viele Schlangen gibt. Guter Journalismus verlangt, sich von den Schlangen nicht verführen zu lassen, ihnen zu widerstehen, wie immer sie auch heißen mögen. Sie können  Spardruck heißen, Kündigung, Auflösung von Redaktionen, Outsorcing von journalistischer Arbeit. 
Im Journalismus, so lässt es Balzac in seinem Roman "Verlorene Illusionen" den jungen Denker Michel Chrestien sagen, werden "Seele, Geist und Denken" verschachert.  Der Satz ist so böse wie der vom Schnittlauch. Aber er stimmt nicht, solange es Journalismus mit Haltung gibt, solange sich journalistische Sachkunde mit Souveränität, Ausdauer, Neugierde und Aufklärungsinteresse vereint. Guter Journalismus ist ein Journalismus, bei dem die Journalisten wissen, dass sie eine Aufgabe haben - und dass diese Aufgabe mit einem Grundrecht zu tun hat: Artikel 5 Grundgesetz, Pressefreiheit. Nicht für jeden Beruf gibt es ein eigenes Grundrecht, genau genommen nur für einen einzigen, den Journalismus. Artikel 5 - das verpflichtet.
Die Geschichte der deutschen Demokratie beginnt mit der Pressefreiheit. Sie war die Hauptforderung 1832 auf dem Hambacher Schloß, bei der ersten deutschen Großdemonstration. Der Hauptorganisator des Festes auf dem Hambacher Schloß war mein, war unser journalistischer Urahn Phillipp Jakob Siebenpfeiffer, geboren im Revolutionsjahr 1789. Er war ein kämpferischer Mann, einer, der sich den Mund nicht verbieten und den Schneid nicht abkaufen ließ. Er war Schüler des liberalen Staatsrechts Lehrers Karl von Rotteck, wurde mit 29 Jahren Landkommissar des Kreises Homburg in der Rheinpfalz, geriet aber bald mit dem Regime aneinander. Er trat aus dem Staatsdienst aus, wurde bürgerlicher Revolutionär, demokratischer Volksmissionar, Journalist, Verleger und Streiter gegen die

Zensur. Als die Regierung des Königs seine Druckerpresse versiegelte, verklagte er sie mit dem Argument: Das Versiegeln von Druckerpressen sei genauso verfassungswidrig wie das Versiegeln von Backöfen. Das ist ein wunderbarer Satz, weil darin die Erkenntnis steckt, dass Pressefreiheit das tägliche Brot ist für die Demokratie. Das ist die Hambacher Schlosserkenntnis von 1832, das ist die demokratische Ur-Erkenntnis: Pressefreiheit ist das tägliche Brot für die Demokratie.

Hambach war damals, in den ersten Tagen der deutschen Demokratie, der Boden, in den die Freiheitsbäume gepflanzt wurden. Heute sind diese Freiheitsbäume verwurzelt, sie sind groß gewachsen, sie werden gepflegt vom Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe. Karlsruhe ist so etwas wie das Hambach unserer Zeit. Und dieses Karlsruhe hat die Systemrelevanz der Presse in großen Urteilen bestätigt. Im Spiegel-Urteil von 1965, im Cicero-Urteil von 2007:  „Eine freie, nicht von der öffentlichen Gewalt gelenkte, keiner Zensur unterworfene Presse“ ist  ein „Wesenselement des freien Staates“. Und: Die Presse ist ein „ständiges Verbindungs- und Kontrollorgan zwischen dem Volk und seinen gewählten Vertretern in Parlament und Regierung“. Das ist nicht ganz so plastisch formuliert wie im Hambacher Schloss, bedeutet aber nichts anderes: Pressefreiheit ist das tägliche Brot der Demokratie. Für solche Sätze wurde einst Jakob Siebenpfeiffer in Landau ins Gefängnis geworfen und musste dort, wie es den Gefangenen damals zur Auflage gemacht wurde, wöchentlich drei Paar wollene Socken stricken. Hätte er geahnt, dass sein Diktum eines Tages vom höchsten Gericht so gerühmt werden würde – er hätte vor Freude sechs paar Socken gestrickt. 
Die  zwei großen Urteile des Bundesverfassungsgerichts – das Spiegelurteil und das Cicero-Urteil - sind Höhepunkte im Leben der Pressefreiheit. Es ist freilich festzustellen, dass mit den feierlichen Sätzen dieser Urteile im politischen und gesetzgeberischen Alltag so umgegangen wird, wie das eine deutsche Familie mit dem Weihnachtsschmuck tut: Erst wird der glitzernde Tand an den Baum gehängt – und dann wieder weggepackt. 

Die goldenen Sätze des Bundesverfassungsgerichts haben es nicht verhindern können, dass es immer wieder staatliche Versuche gibt, die Pressefreiheit zu fesseln. Denken wir an die Durchsuchungsaktionen in Zeitungshäusern, Redaktionen und Privatwohnungen von Journalisten, denken wir an das Vorratsdatenspeicherungsgesetz, das Durchsuchungsaktionen jetzt ziemlich überflüssig macht, weil die Ermittlungsbehörden ohnehin nachschauen können, mit wem ein Journalist telefoniert hat; denken wir an die Online-Durchsuchung der Computer, auch Journalisten-Computer sind davon betroffen. Das Bundesverfassungsgericht hat zwar eingegriffen und sowohl die Online-Durchsuchung als auch die Vorratsdatenspeicherung massiv eingeschränkt – aber das Redaktionsgeheimnis und das Berufsgeheimnis der Journalisten nicht wirklich geschützt. 

Damals, 1962, bei der Durchsuchung des Spiegel und der Verhaftung von Rudolf Augstein, war die Gefahr für die Pressefreiheit offenkundig, die Bedrohung war manifest. Heute ist das anders, die Gefahr ist subtiler, aber viel umfassender. Das neue Telekommunikationsüberwachungsrecht und die Regeln zur Vorratsdatenspeicherung stellen per Gesetz die Mittel zur Verfügung, mit denen das Berufsgeheimnis aufgebrochen und der Informationsschutz ausgehebelt werden kann. Die Pressefreiheit muss, so ist es leider seit längerer Zeit, beiseite springen, wenn der Staat mit Blaulicht, also mit Sicherheitsinteressen daher kommt. 
Manchmal kommt mir die Pressefreiheit vor wie ein einbalsamiertes Grundrecht, prächtig präpariert von den Verfassungsrichtern in Karlsruhe, so dass sie fast ausschaut wie lebendig. Aber nur fast: von Zeit zu Zeit wird das Tier abgestaubt, der Biologielehrer stellt es vor der Klasse auf und erzählt dann, was das Tier gemacht hat, als es noch gelebt, gejagt und gefressen hat. Manchmal geschieht ein Wunder: dann wird die Pressefreiheit gefährlich lebendig. Wenn so ein Wunder geschieht, wenn die Pressefreiheit als den Mächtigen so nahe rückt, dass sie einen wirklichen Skandal entdeckt, dann ist das eine Sternstunde des Journalismus. Aber so ein Skandal hält dann nur für gewisse Zeit, denn alsbald wird schon wieder, wie es im Jargon heißt, eine andere Sau durchs Dorf getrieben. Es fehlt, in der Politik wie in den Medien, der lange Atem. Gleichwohl: Die Wochen, in denen ein nachhaltig aufklärender Journalismus in die dunklen Ecken unseres Gemeinwesens leuchtet, zeigen mir eine Kompetenz der Medien, an der auch ich gelegentlich zu zweifeln beginne: die Aufklärungs- und Aufdeckungsmacht der Presse, ihre überlegene Aufdeckungskompetenz. Ich sage das als ein politsicher Journalist und Leiter eines politischen Ressorts, der  früher einmal Richter und Staatsanwalt war. 

Die Aufdeckungsmacht der Presse verlangt aber auch Sorgfalt, Umsicht, Achtung der Privat- und Intimsphäre. Schnüffeleien in der Privatsphäre, in Briefkästen und Abfalleimern sind kein investigativer, sondern ein unwürdiger Journalismus. Pressefreiheit ist keine Ausrede für Rechtsverletzungen, für Präpotenz und für nassforsche Rechthaberei. 

Pressefreiheit: Vielleicht sollten Journalisten und Verleger nicht so viel von der Pressefreiheit reden, sondern sie einfach praktizieren.  Zuviel Weihrauch, sagt das Sprichwort, rußt den Heiligen. Was für einen Heiligen gilt, kann auch für ein Grundrecht gelten: in den Weihrauchschwaden ritualisierter Lobpreisung erkennt man es kaum mehr, es verliert sein Gesicht. Noch einmal also: Vielleicht sollten wir von Pressefreiheit weniger reden, sie aber dafür mehr praktizieren – das gilt für Verlage und Redaktionen. Sie beide müssen in ihrer Arbeit zeigen, was Pressefreiheit ist und was sie ihnen wert ist. Schlimmer als Razzien, als Vorratsdatenspeicherung und Online-Durchsuchung sind die geistigen Zwangsjacken, die sich der Journalismus selber anzieht. Zu beklagen ist eine Tendenz zur Vermischung von Journalismus und PR, zu beklagen ist ein Spardruck, der zur Auflösung von Redaktionen führt und zur Auslagerung klassischer Redaktionsarbeit in irgendwelche Schreibbüros und Werbeagenturen.  
Allenthalben wird von der Not der Zeitungen geredet, von einer Not, die rigoroseste Sparmaßnahmen erforderlich mache. Ich weiß nicht, ob das mit der Not wirklich so stimmt. Ich sehe eher eine merkwürdige journalistische Dekadenz, die eine Mischung ist aus Melancholie, Leichtlebigkeit, Weltschmerz und vermeintlicher Ohnmacht gegenüber Anzeigenschwund und Internet, gegenüber dem Stand und dem angeblichen unaufhaltsamen Gang der Dinge. Die angebliche Not, die angebliche Existenzkrise,  ja Todesnähe der Zeitungen oder gleich gar des professionellen Journalismus gehört zu den Hysterien, die im Journalismus noch besser gedeihen als anderswo. Der Kikeriki-Journalismus, die aufgeregte Kräherei, die seit einiger Zeit unsere politische Publizistik prägt, kräht nun das eigene Ende herbei. 

Es ist ja bitteschön nicht so, dass die Zeitungen in Deutschland samt und sonders rote Zahlen schreiben, es ist nicht so, dass sie seit Jahren in der Verlustzone drucken. Sie machen nur nicht mehr so hohe Gewinne wie zuvor. Das kommt in den besten Unternehmen vor, auch in den Unternehmen, für dies es kein spezielles Grundrecht gibt. Viele der sogenannten Restrukturierungsmaßnahmen und Kündigungswellen in deutschen Medienhäusern sind Putativnotwehrexzesse – die zugleich, und das ist das wirklich Tragische, die Basis für künftiges Gedeihen der Presseunternehmen gefährden. Die deutschen Zeitungen brauchen kein Staatsgeld, wie es manche wohlmeinenden Zeitungsfreunde vorschlagen. Die deutschen Zeitungen brauchen aber Journalisten und Verleger, die ihre Arbeit ordentlich machen. Sie brauchen Journalisten, die neugierig, unbequem, urteilskräftig und integer sind. Sie brauchen Verleger, die einen solchen Journalismus schätzen, die also von ihren Zeitungen mehr wollen als Geld und die stolz sind darauf, dass sie Verleger sind; und denen dieser Stolz mehr bedeutet als ein oder zwei Prozent Gewinn. Vielleicht braucht der Journalismus auch ein paar Mäzene. Es gibt sie und es gibt die Freude am unabhängigen Journalismus.

Herr Prantl, höre ich, wenn ich den Zeitungen eine große Zukunft vorhersage,  Sie sind blauäugig – das Internet! Die Blogs!! Schauen Sie in die USA!!! Ja, schauen wir in die USA. Das US-Zeitungswesen ist jener  Wall-Street-Theorie zum Opfer gefallen, wonach man Profite dadurch maximiert, in dem man das Produkt miniminiert.  Die US-Zeitungen sind an die Börse gegangen und dann an der Börse heruntergewirtschaftet worden. Der Wert der Zeitungen wurde von der Wertschätzung nicht der Leser, sondern der Aktionäre abhängig gemacht. Überall und ständig wurde von den Zeitungen gefordert, ihren Aktienwert zu verbessern. Deswegen gab es Kahlschlag-Sanierungen, Korrespondentennetze wurden zerschnitten, Büros geschlossen, Redaktionen kastriert, die Druckkosten zu Lasten der gedruckten Inhalte gesenkt. Immer mehr Zeitungen gehörten und gehören Investmentfonds. Das Fondsmanager kein Interesse am Zeitungsmachen haben, liegt auf der Hand. Das war das eine. 

Man kann viel lernen aus der US-Zeitungsdepression. Vor allem, was man tun muss, um nicht in eine solche Depression zu geraten. Vielleicht muss zu allererst an die Stelle von Larmoyanz wieder Leidenschaft treten. Ich weiß nicht, warum man sich als Zeitungsmensch vor der digitalen „Huffington Post“ und anderen Internet-Zeitungen fürchten soll. Sie macht das, was eine gute deutsche Zeitung auch macht: ordentlichen Journalismus. Man  sollte damit aufhören, Gegensätze zu konstruieren – hie Zeitung und klassischer Journalismus, da Blog mit einem angeblich unklassischen Journalismus. Man sollte damit aufhören, mit ökonomischem Neid auf die Blogs zu schauen. Mit und in den Blogs wird sehr  viel weniger Geld gemacht als mit den Zeitungen. Man sollte auch aufhören mit dem Gerede, dass der „klassische“ Journalismus in einem Bermuda-Dreieck verschwinde. Der gute klassische ist kein anderer Journalismus als der gute digitale Journalismus. Die Grundlinien laufen quer durch diese Raster und Cluster: Es gibt guten und schlechten Journalismus, in allen Medien. So einfach ist das. Und guter Journalismus hat gute, er hat große Zeiten vor sich: Noch nie hatten Journalisten ein größeres Publikum als nach der digitalen Revolution. Noch nie war Journalismus weltweit zugänglich. Und es gab wohl noch nie so viel Bedürfnis nach einem orientierenden, aufklärenden, einordnenden und verlässlichen Journalismus wie heute. 

Das Internet, das Internet.  Viele Zeitungsleute reden darüber wie von einem neuen Hunneneinfall. Die Hunnen kamen vor 1500 Jahren aus dem Nichts, schlugen alles kurz und klein (und verschwanden hundert Jahre später wieder). Das Internet schlägt gar nichts kurz und klein. Es ersetzt nicht gute Redakteure, es macht gute Journalisten nicht überflüssig; im Gegenteil: es macht sie noch wichtiger als bisher . 

Wie wird also der Journalismus morgen aussehen? Wer über die Zukunft reden will, muss die Vergangenheit kennen. Ich habe eingangs unseren Urahn Phillipp Jakob Siebenpfeiffer erwähnt, weil er am Anfang einer großen Reihe von Journalisten steht. In der Weimarer Republik hießen die Siebenpfeiffers Kurt Tucholsky und Carl von Ossietzky,  in der Bundesrepublik hießen sie Henry Nannen, Rudolf Augstein und Axel Springer – bei allen Differenzen und Unterschieden wußten sie, dass der Journalismus eine Aufgabe hat, die über das Geldverdienen hinausgeht.  Ich rede gern von diesen großen Namen des Journalismus,  weil sie nicht nur für die Vergangenheit, sondern auch für die Zukunft des Journalismus’ stehen – und zwar dann,  wenn die jungen Kollegen nicht nur lernen, wie der „Crossover-Journalismus“ funktioniert, wenn sie nicht nur lernen, wie man effektiv und schnell  produziert, sondern wenn sie auch erfahren, dass es große journalistische Vorbilder gibt und warum sie es sind und wie sie es wurden. Warum? Weil sie nicht nur wunderbare journalistische Handwerker und  kluge Verleger waren,  sondern weil sie eine  Haltung hatten. Haltung – das Wort ist aus der Mode gekommen. Haltung heißt: für etwas einstehen, sich nicht verbiegen lassen, nicht von kurzfristigen Moden, nicht von unrealistischen Gewinnerwartungen. Haltung ist das, was einer Gesellschaft Halt gibt. Der Journalismus kann, muss dazu beitragen. HaltIch bin davon überzeugt: Wenn die journalistische Bilanz der Zeitung, eines Medienunternehmens stimmt, stimmt auch die ökonomische. 

Noch einmal also: wir sollten weniger von Pressefreiheit reden,  wir sollten sie mehr praktizieren. Journalistische Arbeit kann man nicht einfach in PR-Büros, lobbyfinanzierte Werbeagenturen und Schreibbüros auslagern. Wenn Korrespondenten eingespart, Redaktionen aufgelöst werden, wenn Chefredaktionen sich in Geschäftsführungen verwandeln, wenn Gold zu Stroh gesponnen wird und die Pressefreiheit zu kleiner Münze geschlagen – dann leidet die Demokratie. Journalismus ist das tägliche Brot der Demokratie.  Den Satz sollten wir uns an unsere Schreibtische und unseren Verlegern an die Bürotüre kleben.   

Lassen Sie mich zum Schluß an den Namensgeber dieses schönen Preises erinnern: Marcus Tullius Cicero.  Dieser berühmteste  Redner Roms, dieser Streiter für die Republik und gegen die Diktatur, war eine der größten, farbigsten, vielseitigsten Persönlichkeiten der römischen Antike.  Sein Ende war tragisch.  Cicero wurde, weil er die Republik verteidigte, ermordet:   sein Kopf und seine Hände wurden auf den Rostra am Forum Romanum ausgestellt. „Jetzt rede“ höhnten seine Feinde.  Es war wohl die Sorge um den Journalismus, die mir dieses schlimme Schicksal des Marcus Tullius Cicero hat in den Sinn kommen lassen. 

Es gibt die Pressefreiheit, weil die Presse auf die Demokratie achten soll. Diese Achtung beginnt mit Selbstachtung. Es wird daher, und in den Zeiten des Internet mehr denn je gelten:  Autorität kommt von Autor und Qualität kommt von Qual. Dieser Qualitäts-Satz Satz steht zwar in der Hamburger Journalistenschule, aber er gilt nicht nur  für Journalistenschüler. Er meint nicht, dass man die Leser und User mit dümmlichem, oberflächlichem Journalismus quälen soll. Qualität kommt von Qual: Dieser Satz verlangt von Journalisten in allen Medien, auch im Internet, dass sie sich quälen, das Beste zu leisten – und er verlangt von den Verlegern, dass sie die Journalisten in die Lage versetzen, das Beste leisten zu können. Dann ist das tägliche Brot der Demokratie kein Industriebrot. Dann hat Journalismus eine glänzende Zukunft, dann lebt die Demokratie, dann bleibt sie jung. 
ENDE
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